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Absender: 
Untere Naturschutzbehörde

Postfach 1353

37603 Holzminden

Stellungnahme zur
Neuordnung der Landschaftsschutzgebiete
 im Landkreis Holzminden

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich bitte um Änderung der ausliegenden LSG-Verordnung „Voglerumland“ in folgenden Punkten:
Die Fläche der Zone 1 im LSG sollte nicht kleiner als das alte LSG „Wesertal“ sein. 

Ich wende mich daher gegen die Herausnahme von Teilflächen aus dem LSG insbesondere der Fläche auf der Domäne Heidbrink bei Polle. 

§ 1 (2) Das Landschaftsschutzgebiet trägt die Bezeichnung „Wesertal-Voglerumland“
Begründung: 

Das neue Landschaftsschutzgebiet sollte den Namen „Wesertal-Voglerumland“ bekommen, da es die geographische Ausdehnung auch links der Weser aufgreift und auf einem bewährten und vor Ort beliebten Namen des eingeflossenen LSG „Wesertal“ basiert. Voglerumland greift geographisch zu kurz. In § 3 (1) ist vom Naturraum Sollingvorland die Rede, der auch das Wesertal umfasst. 
§ 1 (4) Hier sollten die herausgenommenen Flächen, insbesondere die Domäne Heidbrink wieder vollständig in den Schutz des LSG fallen und die Fläche entsprechend erweitert werden. 

Begründung: Die bisherige Regelung auf der Domäne Heidbrink hat sich bewährt und ermöglicht dort an das Landschaftsbild angepasste Entwicklung. Eine Teillöschung der Flächen widerspricht auch dem Kreistagsbeschluss von Juni 2010 der einen Antrag auf Teillöschung auf der Domäne Heidbrink für geplante Massentierhaltungsanlagen ausdrücklich abgelehnt hat. 

§ 2 Geltungsbereich
Die Karten sind ebenfalls um die Fläche auf der Domäne Heidbrink als LSG-Fläche Zone 1 zu ergänzen. Außerdem ist der Stellungnahme der Gemeinde Polle gegen die Herausnahme und bezüglich anderer Gebietsarrondierungen zu folgen. 
§ 5 Nr. 3

Die Erhaltung und Entwicklung der Wälder als autochtone Laubwälder

Begründung:

Der Verordnungsentwurf zielt auf das LÖWE-Programm ab, das jedoch u.a. die Douglasie als Baumart zulässt. 

§ 7 (2) Baueinschränkungen auch in Zone 2
Innerhalb der Zone 2 – Umsetzungsflächen des Vogelschutzgebietes V 68 „Sollingvorland“ (schwarz-Außenlinie, von links unten nach rechts oben rote Schraffur) ist es über die Verbote nach Absatz 1 hinaus verboten, 

Begründung:

Die Ergänzung formuliert sämtliche Verbote der Zone 1 auch für die Zone 2. Es ist nicht einsehbar, dass in der Zone 2 eines Landschaftsschutzgebietes jegliche Baumaßnahmen und Veränderungen der Oberflächenstruktur etc. erlaubt werden sollen. Auch hier ist Schutzziel die Steigerung des Grünlandanteiles (§ 6 Abs 2 Nr. 6) und die Förderung der extensiven landwirtschaftlichen Nutzung (mit Extensivierung sind etwa keine größeren Intensivtierhaltungsanlagen mit Zuwegung, steigendem Verkehr und Versiegelung vereinbar) sowie der Erhalt der Kulturlandschaft und der Vernetzungskorridore. Außerdem stellen Baumaßnahmen in der Zone 2 gemäß der EU-Richtlinien Eingriffe dar und müssen auf ihre Umweltverträglichkeit geprüft werden. Eine Konkretisierung erlaubter und nicht erlaubter Baumaßnahmen in der LSG-Satzung ist auch Sinn der Festlegung des EU-Vogelschutzgebietes als LSG. 
Nr. 6 des § 7(2) kann bei Übernahme der Änderung dann gestrichen werden.

§ 7 (1), Nr. 10 Ergänzen Grünland

Auch der Umbruch von Grünland sollte im LSG grundsätzlich verboten sein (Ausnahme siehe gleich)

§ 8 (1), Nr. 1 „Dauergrünland in Acker oder andere Nutzungsarten umzuwandeln, wenn gleichzeitig an anderer Stelle im LSG Dauergrünland in gleichem Umfang und mit gleicher ökologischer Wertigkeit geschaffen wird“ 
Begründung:

Bereits jetzt besteht in Niedersachsen ein Genehmigungsvorbehalt für die Umwandlung von Grünland gemäß den EU-Vorgaben. Dem entspricht die vorgenannte Formulierung. Eine Reduzierung von Dauergrünland im LSG widerspricht nicht nur den Schutzzielen, sondern auch der geltenden Rechtslage. Da von der EU für 2014 im Rahmen der GAP-Reform ein absolutes Grünlandumwandlungsverbot als Cross-Compliance-Regelung geplant wird, ist zu überlegen, ob in der LSG-Satzung nicht gleich ein absolutes Umbruchverbot ohne Ausnahmen aufgenommen wird. 

§ 8 (1), Nr. 7

Anpflanzung von Energieholzplantagen auf Dauergrünlandflächen innerhalb der Zonen 1 und 2 und auf Ackerflächen innerhalb der Zone 2 – Vogelschutzgebiet…..
Begründung:
Dauergrünland ist vom Umfang her zu erhalten. 
§ 9, Nr. 1 
Diese Regelung zu Baumaßnahmen im LSG ist in geänderter Form unter § 8 Erlaubnisvorbehalte zu stellen, damit der Unteren Naturschutzbehörde eine Prüfung der Schutzziele ermöglicht wird und Gefahren von den Zielen des LSG abwehren kann. Auch erschließt sich nicht, dass Bauen aller Art in Zone 1 grundsätzlich verboten wird, größere landwirtschaftliche Anlagen aber quasi ohne Genehmigung von jeglicher Prüfung ihrer Verhältnismäßigkeit freigestellt sind.

Ein neuer § 8 (1) Nr. 1 (andere nach hinten verschoben) wird wie folgt vorgeschlagen:

Der Neu- und Umbau, die Erweiterung oder der Wiederaufbau von baulichen Anlagen, Hofbefestigungen oder Einfriedigungen in unmittelbarer Angrenzung an vorhandene Hofstellen, sofern diese eine Gesamtfläche von 500 Quadratmetern oder eine Höhe von 4 Metern nicht überschreiten und keinen Aus- oder Neubau von Zufahrtstraßen erfordern. Die baulichen Anlagen, Hofbefestigungen und Einfriedigungen müssen einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dienen, und sind nur dann freigestellt, wenn sie sich in das Landschaftsbild harmonisch einfügen, mit ortsüblichen Materialien erstellt werden, kein Verfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz erfordern und in einem angemessenen Höhen- und Flächenverhältnis zum Gebäudebestand stehen.
Begründung

Die Ergänzung stellt sicher, dass keine größeren Baumaßnahmen durchgeführt werden können, ohne einen Teilbereich des LSG dafür zu löschen, was immer einer politischen Entscheidung bedarf. Außerdem sollte eine Obergrenze für Bebauung im LSG festgelegt werden, ab der keine Freistellung, sondern nur eine Teillöschung in Frage kommt, da das Ausmaß der Bebauung den Schutzzielen erheblich widerspricht. Um den Zielen einer extensiven Landwirtschaft und dem Kreistagsbeschluss vom März 2012 zu Tierhaltungsanlagen zu entsprechen, sollten Anlagen nach der Erheblichkeitsschwelle des BIMSCH (600 Kühe, 1500 Mastschweine und 30.000 Hühner) grundsätzlich von der Freistellung ausgeschlossen sein. 
§ 9 Nr. 8 Freistellung Boden und Gesteinsabbau

Streichen: Boden – und Gesteinsabbau hat im LSG nichts zu suchen, da er das Landschaftsbild wesentlich verändert. Soll er dort stattfinden, bedarf es einer politischen Entscheidung zur Löschung dieses Teilbereiches aus dem LSG.

Ich bitte um Umsetzung meiner Forderungen.

Mit freundlichen Grüßen

